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Schutz für die Opfer von Entführungen und ihre Familien be-
reitzustellen;

6. bittet die Mitgliedstaaten, nach Prüfung des operati-
ven Handbuchs zu erwägen, es im Rahmen ihrer nationalen
Maßnahmen zur Bekämpfung von Entführungen einzusetzen,
und ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung, im Rahmen der verfügbaren außer-
planmäßigen Mittel, ohne den Einsatz vorhandener Mittel aus
dem ordentlichen Haushalt des Büros auszuschließen417, den
Mitgliedstaaten auf Antrag technische Hilfe und Beratung bei
der Umsetzung der Bestimmungen des Handbuchs zu gewäh-
ren;

7. ersucht den Exekutivdirektor des Büros der Verein-
ten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, der
Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege
auf ihrer sechzehnten Tagung über die Durchführung dieser
Resolution Bericht zu erstatten und danach ihren Bericht der
Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität zu übermitteln.

RESOLUTION 61/180
Verabschiedet auf der 82. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/444, Ziff. 25)418.

61/180. Verbesserung der Koordinierung des Vorgehens
gegen den Menschenhandel

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/25 vom 15. No-

vember 2000, 58/137 vom 22. Dezember 2003, 59/166 vom
20. Dezember 2004 und andere einschlägige Resolutionen der
Generalversammlung über den Menschenhandel und andere
moderne Formen der Sklaverei,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 2006/27 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 27. Juli 2006 über die Verstärkung
der internationalen Zusammenarbeit zur Verhütung und Be-
kämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer
und auf frühere Resolutionen des Rates über den Menschen-
handel, die aus der Arbeit der Kommission für Verbrechens-
verhütung und Strafrechtspflege hervorgegangen sind,

ferner unter Hinweis auf das Übereinkommen der Verein-
ten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kri-
minalität419 und insbesondere das Zusatzprotokoll zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, ins-
besondere des Frauen- und Kinderhandels, zum Übereinkom-

men der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität420, das Fakultativprotokoll zum
Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend den
Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kin-
derpornografie421 und das Zusatzübereinkommen über die Ab-
schaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und sklaverei-
ähnlicher Einrichtungen und Praktiken422,

die Fortschritte begrüßend, die von der Konferenz der Ver-
tragsparteien des Übereinkommens der Vereinten Nationen
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität im
Einklang mit Artikel 32 des Übereinkommens und von der Ar-
beitsgruppe für moderne Formen der Sklaverei im Einklang
mit den Beschlüssen des Wirtschafts- und Sozialrats 16 (LVI)
und 17 (LVI) vom 17. Mai 1974 und 1980/127 vom 2. Mai
1980 erzielt wurden,

in der Erkenntnis, dass die modernen Formen der Sklaverei
die Menschenrechte verletzen und dass der Menschenhandel
den Genuss der Menschenrechte beeinträchtigt, weiter eine
ernste Herausforderung für die Menschheit darstellt und mit
konzertierten internationalen Maßnahmen bekämpft werden
muss,

sowie in der Erkenntnis, dass die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet sind, die nötige Sorgfalt walten zu lassen, um den
Menschenhandel zu verhüten, dieses Verbrechen zu untersu-
chen und sicherzustellen, dass die Täter keine Straflosigkeit
genießen, 

ferner in der Erkenntnis, dass die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet sind, den Opfern Schutz zu gewähren, und die Not-
wendigkeit anerkennend, dass die Mitgliedstaaten im Ein-
klang mit ihren internationalen Verpflichtungen Maßnahmen
zur strafrechtlichen Verfolgung der Menschenhändler, zur
Verhütung des Menschenhandels und zum Schutz und zur Un-
terstützung seiner Opfer beschließen,

unter Begrüßung der internationalen Zusammenarbeit mit
dem Ziel, die Menschenrechte von Personen, die infolge des
Menschenhandels und anderer moderner Formen der Sklave-
rei ausgebeutet werden, zu fördern und zu schützen und sich
für die Befreiung der Opfer des Menschenhandels und anderer
moderner Formen der Sklaverei sowie für ihre wirtschaftliche,
bildungsmäßige und sonstige Unterstützung einzusetzen,

sowie unter Begrüßung der von den Mitgliedstaaten sowie
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen un-
ternommenen Anstrengungen zur Verhütung und Bekämp-
fung des Menschenhandels und anderer moderner Formen der
Sklaverei und zur Verstärkung des Schutzes und der Unter-
stützung der Opfer des Menschenhandels und anderer moder-
ner Formen der Sklaverei,417 Diese Formulierung bietet keine Grundlage für eine Erhöhung des or-

dentlichen Haushalts oder Anträge auf zusätzliche Mittelerhöhung. 
418 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Belarus, Benin, Ecuador, Indonesien,
Iran (Islamische Republik), Kirgisistan, Kuba, Libanon, Liberia, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Mexiko, Nigeria, Philippinen, Russi-
sche Föderation, Senegal, Sierra Leone, Tadschikistan, Thailand, Usbe-
kistan und Vietnam. 
419 Resolution 55/25, Anlage I. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II
S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005; AS 2006 5861.

420 Ebd., Anlage II. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II S. 954, 995;
öBGBl. III Nr. 220/2005; AS 2006 5917.
421 United Nations, Treaty Series, Vol. 2171, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006 5441.
422 Ebd., Vol. 266, Nr. 3822. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1958 II
S. 203; öBGBl. Nr. 66/1964; AS 1965 135.
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Kenntnis nehmend von den Berichten der Sonderbericht-
erstatterin für die Menschenrechte der Opfer des Menschen-
handels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels423, und
der Arbeitsgruppe für moderne Formen der Sklaverei über ihre
einunddreißigste Tagung424, 

unterstreichend, dass auch weiterhin auf einen umfassen-
den, koordinierten und ganzheitlichen Ansatz für das Problem
des Menschenhandels und anderer moderner Formen der Skla-
verei hingearbeitet werden muss, wozu auch die Erarbeitung,
Anwendung und Verstärkung wirksamer Maßnahmen zur
strafrechtlichen Verfolgung der Menschenhändler, zur Verhü-
tung des Menschenhandels und anderer moderner Formen der
Sklaverei und zum Schutz ihrer Opfer gehört,

1. erkennt an, dass eine breit angelegte internationale
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den zu-
ständigen zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisa-
tionen unverzichtbar ist, um die Gefahr des Menschenhandels
und anderer moderner Formen der Sklaverei wirksam zu be-
kämpfen, und bittet sie, eine globale Partnerschaft gegen den
Menschenhandel und andere moderne Formen der Sklaverei
zu fördern, mit dem Ziel, alle modernen Formen der Sklaverei
und den Menschenhandel zu beseitigen und ihre Opfer zu
schützen und zu unterstützen;

2. unterstreicht die Wichtigkeit bilateraler, subregiona-
ler und regionaler Partnerschaften, Initiativen und Maßnah-
men und befürwortet ihre Weiterentwicklung;

3. legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, sofern sie
es nicht bereits getan haben, Maßnahmen zur Ratifikation des
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität419 und des Zusatz-
protokolls zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhan-
dels, zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität420 beziehungs-
weise zum Beitritt dazu zu erwägen und diese Rechtsinstru-
mente in allen Aspekten voll umzusetzen;

4. legt den Mitgliedstaaten außerdem eindringlich na-
he, sofern sie es nicht bereits getan haben, Maßnahmen zur Ra-
tifikation des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen über
die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern,
die Kinderprostitution und die Kinderpornografie421, des Über-
einkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau425 und des Zusatzübereinkommens über die Abschaf-
fung der Sklaverei, des Sklavenhandels und sklavereiähnlicher
Einrichtungen und Praktiken422 beziehungsweise zum Beitritt
dazu zu erwägen und diese Rechtsinstrumente in allen Aspek-
ten voll umzusetzen;

5. erkennt an, dass es notwendig ist, besser zu verste-
hen, was die Nachfrage ausmacht und wie sie bekämpft wer-

den kann, beschließt, die Anstrengungen zur Bekämpfung der
Nachfrage nach Opfern des Menschenhandels zu verstärken,
und legt den Mitgliedstaaten nahe, Gesetzgebungs- oder son-
stige Maßnahmen, wie etwa erzieherische, soziale oder kultu-
relle Maßnahmen, zu erwägen, um der Nachfrage, die alle For-
men der Ausbeutung von Menschen, insbesondere von Frauen
und Kindern, begünstigt und somit den Menschenhandel för-
dert, entgegenzuwirken und sie zu senken;

6. erkennt außerdem an, dass es notwendig ist, sich mit
den Faktoren auseinanderzusetzen, die Menschen, insbeson-
dere Frauen und Kinder, leicht zu Opfern des Menschenhan-
dels werden lassen, darunter Armut, Unterentwicklung, feh-
lende Chancengleichheit und fehlende Gleichberechtigung
beim Zugang zur Bildung und zum Arbeitsmarkt, und legt den
Mitgliedstaaten nahe, Maßnahmen zu beschließen, so auch
durch bilaterale oder multilaterale Zusammenarbeit, um die-
sen Faktoren entgegenzuwirken;

7. bittet die Mitgliedstaaten, den mit der Rechtsdurch-
setzung beauftragten Organen und anderen zuständigen Be-
hörden die erforderlichen Leitlinien für die Bekämpfung des
Menschenhandels vorzugeben sowie entsprechende Schulun-
gen und ausreichende Mittel bereitzustellen, sich der Rechte
und Bedürfnisse der Opfer anzunehmen und zu erwägen, ge-
eignete Mechanismen zur Koordinierung und Zusammenar-
beit auf nationaler und internationaler Ebene in Bezug auf
Auslieferung, gegenseitige Rechtshilfe und den polizeilichen
Informationsaustausch zu schaffen, unter Berücksichtigung
des von der Interpol angebotenen Informations- und Kommu-
nikationsinstrumentariums;

8. bittet die Mitgliedstaaten außerdem, die Erhebung,
Zusammenstellung und Verbreitung von Statistiken und Indi-
katoren über den Menschenhandel zu verbessern und zu för-
dern, so auch durch die Verstärkung der bilateralen, regionalen
und internationalen Zusammenarbeit und Koordinierung;

9. bittet die Mitgliedstaaten ferner, alle geeigneten
Maßnahmen zur Förderung der körperlichen, kognitiven und
seelischen Wiederherstellung, der Rehabilitation und der so-
zialen Eingliederung von Menschen zu ergreifen, die infolge
des Menschenhandels und anderer moderner Formen der Skla-
verei Opfer von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gewor-
den sind;

10. legt den Mitgliedstaaten nahe, Arbeitsbeziehungen
zwischen den Herkunfts-, Transit- und Zielländern, insbeson-
dere zwischen Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften und So-
zialbehörden, aufzunehmen und auszubauen;

11. begrüßt es, dass am 26. und 27. September 2006 ge-
mäß dem Ersuchen des Wirtschafts- und Sozialrats in seiner
Resolution 2006/27 ein Treffen der Büros, Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen mit anderen internationalen
Organisationen in Tokio abgehalten wurde, um die Zusam-
menarbeit gegen den Menschenhandel zu verstärken, und be-
fürwortet die Fortsetzung der Zusammenarbeit, um Lücken
und Überschneidungen in den Tätigkeiten der betroffenen Or-
gane zu beseitigen;

12. ersucht den Generalsekretär, Verbesserungen an der
noch jungen interinstitutionellen Koordinierungsgruppe zur

423 E/CN.4/2006/62 und Add.1-3.
424 A/HRC/Sub.1/58/25.
425 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
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Frage des Menschenhandels vorzunehmen, um die Zusam-
menarbeit und Koordinierung zu verstärken und die Entwick-
lung eines ganzheitlichen und umfassenden Ansatzes der in-
ternationalen Gemeinschaft für das Problem des Menschen-
handels zu erleichtern;

13. ersucht den Generalsekretär außerdem, den Exeku-
tivdirektor des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung mit der Koordinierung der Aktivitä-
ten der interinstitutionellen Koordinierungsgruppe zu beauf-
tragen, die ihren Sitz in Wien haben soll, unter Berücksichti-
gung der Verfügbarkeit außerplanmäßiger Mittel;

14. legt dem Büro der Vereinten Nationen für Drogen-
und Verbrechensbekämpfung nahe, mit den zuständigen inter-
nationalen Organisationen außerhalb des Systems der Verein-
ten Nationen zusammenzuarbeiten und diese Organisationen
sowie interessierte Mitgliedstaaten zu bitten, gegebenenfalls
an den Sitzungen der interinstitutionellen Koordinierungs-
gruppe teilzunehmen, und die Mitgliedstaaten über den Fahr-
plan der interinstitutionellen Koordinierungsgruppe und die
von ihr erzielten Fortschritte unterrichtet zu halten;

15. bittet die interinstitutionelle Koordinierungsgruppe,
gestützt auf die komparativen Vorteile der jeweiligen Organi-
sationen den wirksamen und effizienten Einsatz der vorhan-
denen Ressourcen zu fördern und dabei nach Möglichkeit be-
reits bestehende Mechanismen auf regionaler und nationaler
Ebene zu nutzen sowie Informationen, Erfahrungen und be-
währte Praktiken im Zusammenhang mit den Aktivitäten der
Partnerorganisationen zur Bekämpfung des Menschenhandels
mit den Regierungen, internationalen und regionalen Organi-
sationen, nichtstaatlichen Organisationen und anderen zustän-
digen Organen auszutauschen;

16. bittet die Mitgliedstaaten, dem Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung freiwilli-
ge Beiträge zur Verfügung zu stellen, damit es seine Koordi-
nierungsfunktionen optimal wahrnehmen kann;

17. begrüßt den Bericht „Trafficking in Persons: Global
Patterns“ (Menschenhandel: Globale Muster) des Büros der
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung, ersucht das Büro, auch weiterhin solche periodischen
Berichte zu erstellen, sofern außerplanmäßige Mittel verfüg-
bar sind, und bittet die interinstitutionelle Koordinierungs-
gruppe, dem Büro Informationen zur Verfügung zu stellen und
zur Erstellung der umfassenden periodischen Berichte sowie
zur Einrichtung einer Datenbank und einer Website über den
Menschenhandel beizutragen, sofern außerplanmäßige Mittel
verfügbar sind;

18. bittet die Mitgliedstaaten, die Zweckmäßigkeit einer
Strategie oder eines Aktionsplans der Vereinten Nationen zur
Verhütung des Menschenhandels, zur strafrechtlichen Verfol-
gung der Menschenhändler und zum Schutz und zur Unterstüt-
zung der Opfer des Menschenhandels zu prüfen;

19. ersucht den Generalsekretär, der Konferenz der Ver-
tragsparteien des Übereinkommens der Vereinten Nationen
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und
der Generalversammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Ta-
gung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution
und die Vorschläge zur Stärkung der Kapazitäten des Büros

der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung für die effiziente Wahrnehmung seiner Koordinierungs-
funktionen vorzulegen.

RESOLUTION 61/181

Verabschiedet auf der 82. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/444, Ziff. 25)426.

61/181. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspfle-
ge, insbesondere seiner Kapazität zur technischen
Zusammenarbeit

Die Generalversammlung, 
unter Hinweis auf ihre Resolution 46/152 vom 18. Dezem-

ber 1991 über die Schaffung eines wirksamen Programms der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhü-
tung und der Strafrechtspflege, in der sie die Grundsatzerklä-
rung und das Aktionsprogramm in der Anlage zu der genann-
ten Resolution billigte, ihre Resolution 60/175 vom 16. De-
zember 2005 über die Stärkung des Programms der Vereinten
Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der
Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur techni-
schen Zusammenarbeit, ihre Resolution 60/1 vom 16. Septem-
ber 2005 über das Ergebnis des Weltgipfels 2005, insbeson-
dere die Abschnitte betreffend Terrorismus und grenzüber-
schreitende Kriminalität, und ihre Resolutionen betreffend die
dringende Notwendigkeit, die internationale Zusammenarbeit
und technische Hilfe bei der Förderung und Erleichterung der
Ratifikation und der Durchführung des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität und der dazugehörigen Protokolle427, des
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption428

426 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, An-
dorra, Angola, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Bangladesch,
Belarus, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Burkina
Faso, Chile, China, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik
Kongo, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Est-
land, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala,
Indonesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien,
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolum-
bien, Kroatien, Kuba, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Mol-
dau, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Niederlande, Nigeria, Norwegen,
Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, Sudan, Swasiland, Thailand, Türkei, Ukraine,
Ungarn, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam und
Zypern. 
427 Resolution 55/25, Anlagen I-III, und Resolution 55/255, Anlage. Deut-
sche Übersetzung: dBGBl. 2005 II S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005;
AS 2006 5861 (Übereinkommen); dBGBl. 2005 II S. 954, 995; öBGBl.
III Nr. 220/2005; AS 2006 5917 (Protokoll gegen Menschenhandel);
dBGBl. 2005 II S. 954, 1007; AS 2006 5899 (Protokoll gegen Schleu-
sung).
428 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006.




